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Berathen oder nicht.

Wie unsern Lesern bekannt ist,»habenwir uns»dahin
ausgesprochen, daß es richtiger ware, wenn das in d·en
nächstenTagen zusammentretendeAbgeordnetenhaussich
auf eine Berathung des ihm vor ulegendenEntwurfs
des Staatshaushalts gar nicht einlie e, da voraussichtlich
nn eine Einigung mit der gegenwärtigenRegierung doch
nicht zu denken sei. Auch andere Blätter der liberalen

Partei und einzelneMitgliederdes Hauses selbsthaben
in diesemSinne geschriebenund gesprochen.Dagegen ist
—- gleichfalls aus der Mitte der Partei — Widerspruch er-

oben worden und in einer kürzlichin Berlin abgehal-
tencn Versammlungeiner Anzahl von Abgeordnetensoll

sich die Mehrzahlder Anwesenden für die Budget-
bekathung ausgesprochenhaben. .

Aus dIeseUThaisachen glaubt die Reaction Kapital
machen zU kennenUnd irr ihren Blättern lesen wir einen

Triumphartikel nach dem andern» Wer nichts als diese
Artikel »liest-sollte Wirklichglauben, die Mitgliederder

Fortschrittsparteiseien so an einander gerathen,daß der

Streit nur durch einen Vernichtungskqmpfausgetragen
werden könne« Die Freude darüber ist eben so groß,
als sie kurzsein wird.

-

Wir gönnensie der Kreuzzeitungs-
partei von ganzem Herzen, denn sie hat einen Balsam
nöthigfür die tiefen Wunden, welcheihr durch den vor

kurzem ausgefochtenenbittern Kampf zwischendem Hm
von Gerlach und dem AbgeordnetenWagenergeschlagen
-12Urd»en-Für die Kreuzzeitungsparteiist ein solcher
Streit allerdings sehr empfindlich·Sie steht und fällt
mit dem Satze Stahl’s: »Autorität,nichtMajorität!«
(«AUsth,smcht Mehrheit!)

Weichenalte einzelne Mitgliederdieser Partei in

ihren Ansichten von einander ab, so muß jeder suchen
eine größereAutorität, ein größeresAnsehn als der

anderezu gewinnen. Durch seine Gründe die Mehr-
heit der Partei aufseineSeite zu bringen,nütztihm
Nichts-«da ja das Wesen der Partei in der Nicht-
anerkennnng der Mehrheit besteht. Deßhalbmuß
jede Memungsverschiedenheitunter den Führern der

Kreuzzeitungsparteiin einen persönlichenStreit ausarten

und daher ist es auch gekommen,daß Herr Wagener in

seinem Streite mit Hm von Gerlach zu verstehen gab,
man müssediesen als einen todten-Mann betrachten.
» Zieht man nun noch die Schwächeder ganzen Partei
m Betracht, so begreift es sich, wie empfindlichderartige
Streitigkeitenfür dieselbesein müssen. Eine Spaltung
kann die Partei ja gar nicht vertragen, sonst käme es ja

kallddtdahimdaß jedes Mitglied eine Partei für sich allein
I e e .

«

Weil es nun so bösemit dieserPartei aussieht, so
kann man es ihr nicht verdenken, wenn sie sich freut,
d«aß»esihren Gegnern ebenso schlecht geht. Freilich hat
sie m ihrer Freude aus der Mücke einen Elephanten
gemacht. Jn der Fortschrittspartei besteht nämlichnicht,
wie»beiihr, ein Streit überGrundsätze,sondern nur eine

Meinungsverschiedenheitüber den Weg, welcherin einem
einzelnen bestimmten Fall zur Erreichungdes von Allen

erstrebtenZieles betreten werden soll. Außerdem ist die

erprtschrittsparteinoch dadurchim Vortheil, daß sie den

Grundsatz:die Mehrheit hat zu entscheiden, an-

erkersntDeßhalh»werden die Meinungsverschiedenheiten
bei Ihr durch Grunde, nichtdurchpersönliche Kämpfe

ausgäegrageörbs

-

Ir a en un ere Ani t, da die"es Jahr das

Siaatshaushaiisgesetzin angeiktrWeisealslbisher behan-
delt werden solle, gewiß erst nach gründlicherPrüfung
der ganzen Lageunseres Vaterlandes gewonnen. Nichts
desto wenigerwerden wir uns sehr hüten- die Mehrheit
des Abgeordnetenhauses,wenn sie unserem Rathe nicht
folgen sollte, als eine todte nnd zu begrabendePartei
zu bezeichnen Wir und alle diejenigenParteigenossen,
welcheunsere Ansicht theilen, werden nie vergessen,daß
der Befehlshaber, welchem die ganze Partei in dem

gemeinsamenKampfe zu folgenhat, kein anderer ist als

eben Die Mehrheit der Erwähltendes Volkes. Unter

diesem gemeinsamenZeichen müssen alle Streiter für
die VolksrechiekismpfenVon ihrer Ausdauer und Einig-
keit hängtder kunftigeSieg ab. — Berathen oder nicht
Berathen ist eine Frage von untergeordneterBedeutung
gegenüberdem eigentlichenPalladium, dem Siegespreis,
um welchen die ganze liberale Partei vereint kämpftund



auch in Zukunft zu streiten hat. Dieses Palladium aller

Volksrechteist:
.

Das Geldbewilligungsrechtder Bolksvertretung.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Von den Vorlagen, welchedie Regierung dem

in wenigenTagen zusammentretendenLandtagemachen wird,
verlautet bis jetzt noch nichts genaueres weiter, als daß die

Regierun das Budget vorlegen wird. Daß sich dasselbe
nicht wesentlichvon den Budgetvorlagender letzten Jahre
unterscheidenWird, stehtfest- Man spricht außerdemdavon,
daß die Regierungeine Anleihe zum Zwecke der Erweiterung
der Marine fordern werde. Auch die Vorlage eines

Koalitionsgesetzes erwartet man, aber da nicht voraus-

zusehen ist, daß die Regierung dieses Gesetz so einrichten
wird, wie es die Grundsätzerichtiger Volkswirthschaftver-

langen, so darf man auch darauf nicht allzugroßeHoffnungen
setzen. Ueber den Umstand, daß die allgemein ersehnte Vor-

lage wegen Aufhebung der Wuchergesetze nicht zu er-

warten ist, sprechen wir in einem besonderen Artikel dieser
Nummer.

Die Thronrede soll, wie man hier hört, rein forinell
gehalten sein. Mit dieser Nachricht schwindetnatürlichdie

Hoffnung aller derer, welche glaubten, die Regierung werde
noch der letzten Session des jetzigen Abgeordnetenhauses
versuchen, durch ein Eingehen auf die Wünsche und For-
derungen der Majorität des Abgeordnetenhauses,eine Bei-
legung des Konfliktes herbeizuführen.Wäre so etwas beab-

sichtigt, so wiirde die Thronrede unzweifelhaft Andeutungen
darüber enthalten. :

Man erinnert sich,daß die ofsiziösenSchreiber fortwährend
darauf aufmerksam machten, wie reichliche Geldmittel bei der

Regierung vorhanden seien, wie.sie, so zu sagen, im Gelde

schwimme. Damit stimmt sehr schlechtdie Nachrichtüberein,
daß der Kronsideikommißhier in Berlin alle von ihm auf
Hypotheken ansgeliehenen Gelder gekündigthat. Wie man

sagt, beläuft sich die Summe auf mehr als 2 Mill. Thaler.
Wir haben in unserer vorigen Nummer den Umstand

berührt, daß der Abgeordnete des zweiten Berliner Wahl-
kreises, Dr. Johann Iacoby, wahrscheinlichverhindert sein
wird, den ersten Verhandlungen des Abgeordnetenhausesbeik
zuwohnen. Wir hatten damals das Ende seiner Haft auf
den 26. Februar d. J. angegeben. Das ist ein Jrrthum.
Jacoby ist am 26. August ins Gefängniß gegangen und
endet seine sechsmonatlicheHaft, da jeder Monat nur zu
dreißig Tagen gerechnetwird, schon am 22. Februar. An

diesem Tage muß er also entlassen werden. Es ist nun aber

Währendder Zeit seinerHaft ein zweites Urtheil, welches auf
vierzehnTage Gefängnißlautet, gegen ihn rechtskräftiggewor-
den, und es wird nun behauptet, Jacobjy müsse auch diese
Strafe sogleichabbüßen. Wir heben hervor, daß durch die

nicht ganz klare Fassung des Art. 84 der Verfassung es zwei-
felhaft ist, ob die Regierung einem Antrage des Hauses auf
Freilassung Jacoby’s schon während der Dauer der ersten
Haft Folge gebenmuß, aber was die zweite Strafhaft betrifft,
so kann die Regierung dieselbe nur dann anordnen, wenn

das L)"lbgeordnetenhaus ausdrücklich seine- Geneh-
migung zu der Verhaftung Iacoby’s giebt. Es

greift in diesem Falle ganz unzweifelhaft der·Wortlautdes
Art. 84 der Verfassung Platz, daß »keinMitglied einer Kam-
mer ohne deren Genehmigung während der Sitzungs-
periode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung ver-
haftet werden könne«. Die »Verhaftung«zur Strafabbw

ßiing liegt aber vor am 22. Februar in der Stunde, wo
Jacobh, nach abgebiißterStrafe wegen Masestatsbelei-

digung, zu entlassen ist. Er wird aufs Neue der
Freiheit und damit seiner Wirksamkeitals Mit lied der
Landesvertretungentzogen — ob er zufälli skchschon
innerhalb der Mauern-»des Gefängnissesbesindet,wäh-
rend man mit der Vollst..-ckungder neuen Strafe gegen
ihn vorgeht, kann in der Sache nicht den geringsten
Unterschied machen. Auch diejenigenalso, welche es be-
zweifeln,ob die Unterbrechungeiner schon angetretenen Strafe
SFitens des Hauses verlangt werden kann, werden zugeben
m·ussen,daß vor der neuen Strafvollstreckungam 22. Februar
die Regierung gehalten ist, die Genehmigungdes
Hauses nachzusuchen.

Oesterreicls. Man macht in Wien ganz ernstlichAnstren-
gungen, sich der Welt gegenüberals liberal zu zeigen. So
ist in der letzten Woche eine Amnestie für die Venetia-
rier und ein Statut für das KönigreichVenedig erschienen.
Welchesder Inhalt des Statuts ist, darüber verlautet noch
nichts,aber man glaubt, daß durch dasselbeden Venetianern
eine Landesvertretungbewilligt worden ist. Es wird dieses
Statut»vielfach als eine Folge des französisch-österreichischen
Bundnisses, von welchemjetzt so viel die Rede ist, angesehen.
Oesterreich bewilligt den Venetiaiiern ein gewisses Maaß der

Freiheit, uni dadurchFrankreich die Möglichkeitzu gewähren,
bei einem etwaigen Angriff Italiens auf Oesterreich behufs
Befreiung Venetiens, diesem seine Unterstützungzu versagen.
Ob es dadurch seinen Besitzsiand in Italien dauernd sichern
wird, scheint uns zweifelhaft — Die Frage der Aussöh-
nung mit Ungarn ist noch immer auf dem alten Flecke;
trotz aller
offgiösenVersicherungendes Gegentheils können

wir doch die erniuthung nicht unterdrücken,daß die Sache
schließlichan der Finanzfra e scheitern wird. Zwar ist das
neue österreichischeBudget o abgefaßt,daß man daraus auf
eine bedeutende Besserungder Finanzlageschließenkönnte;
aber Kenner solcherSachen meinen, das wirklicheResultat
werde von der Vorlage sehr bedeutend abweichen. Immerhin
ist aber der gute Wille, der sich bei allen Gelegenheitenzeigt,
sehr anzuerkennen, und gehörtes nicht zu den Unmöglichkeiten,
daß der Erfolg die wiederholtenernstlichgemeintenAnstrengun-
gen zur HerbeiführungbessererZuständekrönt.

Spanien. In Spanien ist ein Ausstand ausgebrochen,
über welchenwir hier eine kurze Skizze folgen lassen. Wir
bemerken aber dabei, daß alle Nachrichten mit der größten
Vorsicht aufzunehmensind, da man besonders in Paris das

größteInteresse zeigt, diesenAusstand als ganz unbedeutend
darzustellen. Es ist sehr wohl möglich,daß die Nachrichten,
welche wir über acht Tage unseren Lesern mittheilen, ganz
anders lauten werden. Schon jetzt wirft die Nachricht, daß
Bareelona unruhig ist, ein scharfes Licht auf alle Nach-
richten, welche den Stempel der Regierung tragen.· ·

Der Ausstand, welcher von dem General Prtm geleitet
wird, war nach allen srühernNachrichtenM«dekallgemeinen
Stimmung und Lage begründet. Es herrschteallgemeine
Unruhe und Gährung,nur unterbrochendurchdie Lobgesänge
der offiziellenPresse auf die »RUhe Im Königreiche«·—- Da

plötzlichflog am 3. d. M. Morgens9 Uhr mit Blitzesschnelle
durch Madrid die Kunde- »zwe!Reiterregimenter,das eine
in Aranjuez, das andere In Ocanna, hätten sich in ver-

wichener Nacht empörtund seien ohne ihre Obersten, Oberst-
lieutenants und einem-Theil der andern Offizjereausgerückt,
man wisse nicht UJthIL Einige Stunden spater ward diese
Nachricht vom Ministerium bestäti t, und nun fanden die

übertriebenstenGerüchtegläubigeOhren,es hieß: diese Re-

gimenter seien im Anmarscheauf Madrid»;die Besatzung von

Alcala habe mit ihnen sichbereits vereinigt, die von Sara-

gossa,Bareelona und Valladolid hätten sichgleichfallserhoben,



mehrere Genesknleständenan der Spitze und auchder Madrider

Garnison werde stark mißtraut. So war es 4»Uhr geworden,
als General Zabala mit einer Kolonne von vier Bataillonen,
vier Schwadronen und zwei Batterien von Madiid gegen die

Aufständischenabzog, während eine stärkereKolonne unter

Serrano zum Nachschubegebildet ward· Sämmtlichezu
Madrid in der DisponibilitäkbesiUPIIcheUGenerale wurden

sofort am Zten ins Kriegsministeriumbeschieden: Prirn
fehlte. Jndeß war eilends die Schloßwacheverstärktworden.

O’Donnell eilte von Kaserne zu Kaserne und überall wurde
der Ruf erlangt: »Es lebe dieKönigin!« Jm Kongresse
gab Posada Herrera Mittheilungvon dem Aufstandezweier
Regimenter mit dem Zusatze,die Regierung ,,rechne«auf rasche
Unterdrückung Die Regierun traf indeß Vorkehrung, um

in der Hauptstadt bei der leise ten Gefahr das Standrecht zu
verkündigen.Die »Jnsurgenten«standen, wie man in Madrid
Abends erfuhr, am Morgen des 3ten in Arganda, vier

Weg-stunden von der Hauptstadt. Die Madrider Garnison beste)t
aus 6000 Mann Elitetruppen. — Mit der Ausführung der

Vorsichtsmaßnahmenam 3ten erfolgteschondie Proklamirung
des Standrechts, die Schließungaller Vereine und die

einstweiligeUnterdrückungaller Oppositionsblätter;die Thea-
ter dagegen blieben noch offen. Als am 3ten der Minister
des Innern in der Kammer die Jnsurgenten als .,Faetiose««
bezeichnete,rief der Fortschrittsinann SignerolademMinister

-su, er möge doch nicht vergessen, daß er,« jetzt Minister des

nnern, im Jahre 1854 ganz genau durch dieselben
Mittel sich zur Macht aufgeschwungen, und daß die Ehr-
geizigenvon heute es nur machten, wie es ihnen so oft vor-

gemachtworden sei. Die Thatsacheist richtig, aber die jetzt
im Kabinet sitzendenEnipörer von 1854 wollten blos einen

Sturz der Regierung, während die jetzige Bewegung direkt
auf den Sturz der Köni in Jsabella H. selbst losgeht.
— Prim, ein ehr eiziger, ührier und unternehmender Mann,
soll die Absicht ha en, sich zum ,,Regenten« proklamiren zu

lassen. — Die amtlichen Nachrichtenaus Madrid können

wir vollständigunberücksichtigt lassen, da sie den gewöhn-
lichen ofsiziellen Schnitt tragen. Diesen Angaben zufolge
müßte eigentlich schon jetzt Alles vorbei sein. Wie lächerlich
die ofsiziellenBulletins abgefaßtsind, geht daraus hervor, daß
dieselben re elmäßigmit der Phrase schließen,daß Alles aus
sei. So s ließt das Telegramm vom 6. Januar: »Die auf-
ftändischeBewegung sindet nirgends Anklang, und die voll-

ständige Ruhe herrscht in Madrid und in den Proviuzen«;
und das Telegramm vom 7. Januar: »Ja allen Provinzen
herrscht vollkommene Ruhe. General Prim irrt in der

Mancha umher. Niemand zweifeltdaran, daß der Aufstand
schnell erstickt iverden wird.« Das Telegknmm vom 8ten

spricht nicht mehr von»»vollkomrnene«rRuhe-, sondern sagt
nur kurz, daß die Nachrichten .giin»stig«lauten. Nach dem

vorlie enden Telegramm soll-te PMU zuerst in den Bergen
you suenca, also im Quellgebiet des Xucar, an der Nord-

seite von Neucastilien,sichkonzentriremwollenzjetztläßt man

Ihn sich »auf Andalusien oder in die Berge von Toledo«
Werken«Die Berge von Toledo liegen auf der Südwestseite
voN Neueastilien zwischen Tajo und Guadiana. Die insur-

ZrteBesatzungvon Avila hatte die Festung Zamoru am

.

ouro in Besitz nehmensollen, fand jedochdie dortige Be-

lcitzungnicht geneigt, sie einzulassen,und stütztsich jetzt auf
die portugiesische Grenze. Dieser Umstandist in so fern
Wlchtisals schonlange der Plan besteht, die ganze Halbinsel
zu eineinReiche unter dein Szepter des Königs von Portugal
ZU ,Vetei«nigen.Gelingt«esPrim, Andqlnsien u erreichen,
so»istseinSieg fast gewiß-»dudie ganze Bevölkerungdieses
Kvmgtelchsnur auf das Signal zum Aufstande wartet·

Amerika. Die Beseitigung der Mißstände, welcheder

langjährigeBürgerkriegzurückgelassenhat, schreitetsehr ichnell
vorwärts. Vor allem richtet die Regierung ihre Aufmerksam-
keit auf Herstellung der Ordnung in den Finanzen. Dies

Ausgaben für das Heer sind durchsehr bedeutende Entlassungen
der Truppen und durchAußerdienststelleneiner großenAnzahl
von Schiffenaus ein Minimum herabgesetzt,sodgßschonjetzt eiU

sehr bedeutender Theil der Einnahmen auf die Tilgung der

Schuld verwandt werdenkann. Wenn kein störenderZwischen-
fall eintritt, so wird die große Schuld von fast 4000 Milli-
onen Thalern»welche die VereinigtenStaaten zur«FÜhkUUg
des Krieges aufgenommen hat, schon vor Ablan dieses Jahr-
hunderts getilgt sein.

Dabei ist freilich vorausgesetzt, daß die mexikanisch en

Angelegenheiten sich ordnen, ohne daß die Vereinigten
Staaten einzuschreitenbrauchen. Es ist dies aber auch seht
wahrscheinlich, denn der Kaiser Napoleon scheint keine Nei-

iing zu haben, zur Erhaltung des Kaiserthrons in Mexikosichin einen Krieg mit den Vereinigten Staaten einzulassen.
Er wird daher voraussichtlichsehr bald seine Truppen aus

Mexiko zurückziehen,und den Kaiser Max seinem Schicksal
überlassen.

Sehr erfreulich ist es, wie jetzt in Washington die
deutsche Sprache zur Geltung kommt. Jm Kongreßist
beantragt worden, den KriegsberichtGrants auch in deutscher
Sprachedrucken zu lassen, und ein Antrag, die Botschaft des
Präsidentenauch deutsch drucken zu lassen, welcher mit Hin-
weisung auf den Patriotismus der Deutschen in Amerika ge-
stellt worden, wurde ohne Debatte angenommen.

Weß’ Brod ich esse, deß’ Lob ich singe.
Mit obigemalten, wenn auch nicht schönenSpruche und

nicht mit den Worten »Heerund Politik« hättebilliger Weise
der so bezeichneteArtikel in Nr. 51 der Prov. Corr. über-
schrieberi werden sollen.

Der Artikel beginnt damit, »die Thatkraft und Geschick-
lichkeit«der Regierung in der auswärtigen Politik zu
preisen,behauptet ganz ungenirt, daß das preußischeVolk

dies fast ausnahmslosanerkenne und schließt natürlich
mit der Erklarung, daß die Armeereorganisationunverändert
aufrecht erhaltenwerden müsse. —- Auf letzteren Punkt
wollen wir—uns heute nicht weiter einlassen. Wir haben
oft genug über eugend nachgewiesen,daß unser Heer durch
die sogenannte eorganisation nicht stärkergeworden ist, als
es vorher war. Wie steht es aber mit den Erfolgen in der

auswärtigenPolitik?
·

Die Prov. Corr. sagt: »die ernsten und aufrichti-
gen Politiker aller Parteien stimmen darin über-

ein, daß das Abkoinmen von Geistein ein bedeut-

sa»merSchritt vorwärts ist auf dem Wege zur voll-

standigen Erreichung der Ziele Unserer Schles-
wig-Holsteinischen Politik« .

»
WelchesZiel die Regierung in dieserfFrageverfolge,dar-

uber spricht sich das Regierungsblattnicht aus. Auch wir

sind außer Stande, es zu errathen,denn in unserer früheren
Voraussetzung,daß sie Schleswig-.Holsteinfür Preußen er-

werben wolle, darin scheinen wir uns getäuschtzu haben.
Wenigstens sind die Maßregelndes Gouvernements von

Schleswig derarti ee daß sie sich mit einer solchen Absicht
nicht in Einklang ringen lassen. Schon die Theilung beider

Provinzen unter Preußen und Oesterreichspricht dagegen. —

vWas war denn der Grund der langjährigenStreitigkeitenund des endlichenKrieges mit Dänemark? Die Absi t der

Dänen: Schleswig von Holftein zu trennen und in Däne-

mark einzuverleiben. Wenigstens bei unserer Regierung,
welche das Erbrecht des Herzogs von Augustenburg nicht



anerkannte, war dies der einzige Grund. — Es ist also »in
Folge des Gasteiner Vertrages gerade das geschehen,was

durch einen blutigen Krieg verhindert werden sollte. Außer-
dem hätte man doch denken sollen, daß unsere Regierung,
wenn sie eine Anektirung der Herzogthümerim Auge hätte,
es sichangelegen sein lassen würde,sichwenigstens in Schleg-
wig, ihrem Verwaltungsbezirk, die Zuneigung von dessen
Bewohnern zu erhalten oder zu erwerben und daher einen

·ewandten, liebenswürdigenGouverneur hin senden werde-
as ist geschehen?Es kam nach Schleswig ein General,

dem zwar kein·kriegerischer,wohl aber der Ruf vorausging,
daß er der Piiturheberder in Preußen nicht eben beliebten
Armeereorganisation sei. Als er hinkam, war es sein erstes
Geschäft, mehrere große, oder wenigstens lange Reden zu
halten, von denen er selbst mit soldatischerOffenheit einge-
stand, daß es erste Versuche in dieser für ihn gan neuen

Thätigkeitdes menschlichenGeistes wären. Solche ersteVer-

suche in der Beredtsamkeit pflegt man im parlamentarischen
Leben »Jungfernreden«zu nennen und sie milde zu beurthei-
len. Folgen wir diesem wohlwollenden Brauche und unter-

lassen wir daher die Kritik dieser Reden. Daß sie nicht eben

geeignet waren, die Herzen der Schleswigerzu gewinnen, wird

ohnehin Jeder zugestehen.
Leider scheinen uns aber die Regierungshandlungen des

neuen Gouverneurs von Schleswig noch weniger als seine
Reden geeignet, die Geniüther der Schleswiger günstigfür
Preußen zu stimmen.

Er hat die bestehenden politischen Vereine zum großen
Theil aufgelöstund neuerdings sogar das Petitionsrecht den-

selben Beschränkungenunterworfen, wel en es unter Däm-

marks Herrschaft unterlag. Durch sol e Maßregelnkann
die Regierung allerdings eins erreichen: nämlich, daß sich
allmählig die im Lande herrschendeUnzufriedenheitihrer
Kenntniß entzieht. Die Unzufriedenheit selbst aber
wird dadurch niemals beseitigt, sie greift viel-

mehr im Stillen weiter um sich. Davon sollte sich
doch die Regierung durch die allerjüngsieVergangenheit
überzeugt haben. Was haben der dänisschen Regie-
rung dieselben Verordnungen genützt, welche Herr
von Manteuffel jetzt erneuert hat? — Sie haben
ihr nur den Haß der Landeseinwohner und die Miß-
billi ung der civilisirten Welt zugezogen
aß aber überhauptzu solchenErlassen eine Nöthigung

da war, diese Thatsache allein spricht schon gegen
die großen Erfolge der Regierung in der Herzog-
thümerfrage. Jn seiner allerneustenBekanntmachung sa t

der Gouverneur, er habe das Verbot erlassen,
um politische

Agitationen zu verhindern· Also, nachdem so viele brave

preußische Landeskinder ihr Blut für die Herzog-
thümer verspritzt haben, sind wir noch nicht ein-

mal so weit gekoinmen, den politischen Agi-
tationenseinerBewohnerruhigzusehen zukönnen!
Freilich hat ein der Regierung befreundetesBlatt, die«»Nordd.
Allgem.Zeitung«gesagt: Preußen sei in Folgedes Gasteiner
Vertrages in einer günstigenLage, weil es warten könne.

Wir gestehenaufrichtig, daß wir den Sinn dieses Ausspruchs
nicht verstehen. Woran können wir denn warten? Die
immer stärker werdenden Maßregeln des Schleswigschen
Gouvernements weisen darauf hin, daß, je langer der pro-
visorischeZustand in den Herzogthümerndauert, sichdie

Sympathieen für unsere Regierung immer mehr vermindern.
Worin bestehen also die gerühmtenErfolge der auswärtigen
Politik des Ministeriums Bismarck?

LC. Warum werden die Wuchergesetzenicht aufgehoben?
Die Hoffnung, daß,die Regierung ernstlich an eine Auf-

hebungder Wuchergesetzedenkt und den Versuchmachenwerde,
das Herrenhaus zur Annahme des betreffenden Gesetzes zu
bewegen, hat wieder einmal getäuscht. Die Regierung hatte
bekanntlich,und darauf gründetesichdie Hoffnung, im Lauf
des vorigen Jahres von verschiedenenSeiten, und darunter

auch von den über das ganze Land verbreiteten landwirth-
schaftlichenVereinen, Gutachten über den Werth resp. Un-

werth der Wuchergesetzeeingefordert. Die Mehrzahl der Ver-
eine hat den Anforderungen der Wissenschaft,wie ihrer eigenen
Erfahrung Rechnung getragen und sich für die Aufhebung
dieser Gesetze ausgesprochen. Jn einigen wenigen hat man

sich von dem alten Jrrthum, als sei es überhauptmöglich,
den Preis des Geldes gesetzlichzu re uliren, nicht frei machen
können,und hat sich gegen die Aufhebungder Wuchergesetze
ausgesprochen Diese weni en Stimmen, die aber in Krei-

sen maßgebendsind, die bei der eigenthümlichenZusammen-
setzung des Herrenhausesdoch dort den Ausschlaggeben, haben
das Ministerium, wie man sagt, bestimmt, dem Landtage
keine Vorlage wegen Aufhebung der Wuchergesetzezu machen.
Wir halten es für unnöthig,noch einmal hier die wirthschaft-
liche Schädlichkeit der Wuchergesetzeauseinander zu setzen,
oder daraus hinzuweisen,wie jetzt,nachdem durchdas Handels-
gesetzbuchfür den kaufmännischenVerkehr die Zinsbeschrän-
kungen vollständiggefallen sind, es vorzugsweise der

Stand der Grundbesitzer ist, welcher unter dem

Druck der Wuchergesetze leidet. Man hätte nun glau-
ben sollen, daß gerade in diesem Stande keine große Oppo-
sition gegen die Aufhebung dieser Gesetze stattfindet, und
man hatte besonders erwarten sollen,daß die Geldverhältnisse
der letzten Monate eine heilsanie Lehre indieser Beziehung
sein würden. Daß dem nicht so war, daß dieser Ueberrest
einer längstausgegebenenwirthschaftlichenAnschauung bei uns

noch immer fortexistiren kann, dafür haben wir den Grund
in der Haltung der preußischenBank zu suchen, welche die

Bestimmung über die Lombard-Darlehne,nach welcher Kauf-
leute solche Darlehne nur, der Lage des Geldmarktes an-

gemessen,zu 71X2Proz» Nichtkaufleutedagegen, mit Rücksicht
van die Wuchergesetze, zu 6 Proz. erhalten sollen, in der

Praxis so zur Ausführunggebracht zu haben scheint, daß sie
wirklichNichtkaufleutenGeld zu 6 Proz. gegebenhat. Man

hatte allgemein angenommen, daß dies nicht der Fall sein
würde, da man doch nicht glauben konnte, die Bank werde

an Nichtkaufleute Geld zu einem billigeren Preise geben,
als an andere Personen.s Da dies doch geschehen ist, so
waren auch die Grundbesitzer, Dank den Wuchergesetzen, in

der Lage, sich Geld unter dem marktgän igen Preise

zu verschaffen, und man wird es erklarllch UPEIHdaß sie
nicht für die Aufhebung solche1:»(-5)est!tzefchwarmen»Die
Sache kann sichjedoch sehr bald andern. Die Folgen dieses

Verfahrens haben sichin den Kassender Bankbemerkbargemacht,
und die Verwaltung hat sichgevvthlgtgesehen,eine große»Anzahl
solcherzu 6 Proz. begebeneziLPmbard-Darlehnezu kündigen
Hoffentlich bleibt diese Kundigungnicht nur auf Berlin

beschränkt,sondern sie trlfft alle Schuldner der Bank

gleichmäßig,also auch dle großen Grundbesitzer auf dem

Lande. Dann wird es, davon sind wir überzeugt,den Grund-
besitzernsehr schwerwerden, Geld zu bekommen,sie müßtensich
denn bequemen, außerdem marktgängigenZinsfuß auch noch
eine Prämie für die Strafe, welcheden Darleiher möglicher
Weise wegen Verletzung der Wuchergesetzetreffen·könnte, zu

bezahlen.. Vielleicht überzeugtsie das dann endlich von der

Schädlichkeitder Wuchergesetze.


